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BETRIEBSZEITUNG DER BE TRIEBSGRUPPE-DWM. 


Betriebs = 
verfassungs- 


gesetz 1972: 
Der Kampf geht weiter! 


1952 gelang es einer Adenauer-Regierung, 
das von den Gewerkschaften heftig bekämpf- 
le Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) zu 
verabschieden. Heftig beklimpft deshalb, 
weil es schon längst errungene Rechte der 
Arbeiter und Angestellten beschnitt. 

Nun, 1972, nach 20 Jahren haben wir ein 
neues BetrVG. Ist es wirklich neu? 
Natürlich, der Wortlaut ist anders, und 

+8 sind einige Paragraphen hinzugekom- 
nen. Aber bei einigermaßen aufmerksa- 
nen Studium wird man feststellen, daß im 
wesentlichen alles beim alten geblieben 

ist. Verbesserungen in kleinen Einzelfragen 
stehen Verfestigungen in prinzipiellen 
Fragen gegenüber. Die alten, auf die Si- 


cherung der Macht der Kapitalisten ge- 
richteten Gesetzesbestimmungen sind er- 
halten geblieben. 

"Dieses Gesetz ist ein Zeichen für die 
sich wandelnde Gesellschaft." meinte 

der DGB-Vorsitzende Heinz O. Vetter 
am 19. Nov. 1971 in der "Welt der Ar- 
beit". Um zu so einer Auffassung zu ge- 
langen, muß man schon Illusionen und ei= 
ne gehörige Portion Begriffstutzigkeit ha- 
ben. Das monatelange Feilschen um ein- 
zelne Paragraphen, das forsche Auftreten 
der Unternehmerlobby gegen fortschritt- 
liche Gesetzesentwürfe machen doch nur 
zu deutlich, daß sich die wirtschaftlichen 
und darum «cn die 


Jlitischen und ge- 


sellschaftlichen Machtstrukturen nicht ge- 
wandelt haben, 

Auch das BetrVG 1972 ist in seinem we- 
sentlichen Gehalt geprägt 


- vom Geist der arbeiterfeindlichen und 
gewerkschaftsfeindlichen Sozialpart- 
nerschaft, 

- von dem Unternehmerinteresse, eine 
wirkliche Zusammenarbeit zwischen 
Betriebsräten und Gewerkschaften zu 
verhindern, 

- vom Bestreben, die Arbeiter und Ange- 
stellten und ihre gewählten Vertreter 
in den Betrieben politisch zu entmündi- 
gen, 

-~ von der Absicht, die Betriebsräte und 
Jugendvertreter durch die Schweige- 
pflicht in der Wirksamkeit ihrer Tä- 

tigkeit zu behindern, 


- vom Interesse der Unternehmer, die 
Betriebsräte durch die Friedenspflicht 
von einer konsequenten Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben abzuhalten, 

- von dem seit je praktizierten kapitali- 
stischen Herrschaftsprinzip der Spal- 
tung (Überbetonung von Gruppeninter- 
essen und Herauslösung der leitenden 
Angestellten) sowie 

- von der Zielsetzung, die Betriebsräte - 
statt ihnen wirksame Mitbestimmungs- 
rechte zu gewähren - durch ein System 
von Konsultations-, Beratungs-, Infor- 
mations- und Mitwirkungsrechten für 
einen reibungslosen Produktionsablauf 
und damit für ein besseres Funktionie- 
ren des Kapitalismus einzuspannen. 

(Vgl. Roter Weichensteller Nr. 14 und 15 

im April 1971 "Alter Wein in neuen 

Schläuchen"). 


Wander Arco 
„Ei, wie niedlich! Ei, wie klein!“ 


Wenn dennoch das neue BetrVG in teil- 
weise untergeordneten Einzelfragen Ver- 
besserungen aufweist, so sind diese ein- 
zig und allein auf den ausdauernden Kampf 
fortschrittlicher Kollegen in den Gewerk- 
schaften zurückzuführen. In den kommen- 
den Monaten werden sich beide Seiten der 
Barrikade auf die neue Situation einstel- 
len. Es wird für uns und unsere Vertre- 
ter wichtig sein, die Möglichkeiten, die 
das Gesetz bietet, zu erkennen und aus- 
zunutzen. Auch die bescheidenen Rechte, 
die dieses neue BetrVG der Arbeiterklas- 
se zugesteht, müssen imständigen Ringen 
gegen die Vertreter des Kapitals durch- 
gesetzt werden! 


DER KAMPF UM EINE DEMOKRATI- 
SCHE BETRIEBSVERFASSUNG MUSS 
UND WIRD WEITERGEHEN! 


Minderheitenschutz bei 
Betriebsratswahlen 


Vielfach sind wir von türkischen Kolle- 
gen gefragt worden, ob wir denn nicht für 
sie auch türkische Übersetzungen veröf- 
fentlichen könnten. Das ist richtig, denn 
die teilweise geringen deutschen Sprach- 
kenntnisse unserer ausländischen Kolle- 
gen nutzt das Kapital für seine Spaltungs- 


manöver. Angesichts der Wichtigkeit der 
Betriebsratswahlen und der Tatsache, 
daß die bisherigen Betriebsräte auf dem 
DWM-Gelände teilweise keinerlei Vor- 
aussetzungen unter den ausländischen 
Kollegen geschaffen haben, sich aktiy 

an der Wahl der neuen Betriebsräte zu” 


beteiligen (z.B. hat der WU-Betriebs- 
rat versäumt, die ausländischen Kolle- 
gen auf ihre Minderheitenrechte hinzu- 
weisen, sodaß auf der IGM-Liste nicht 
ein einziger Ausländer-Vertreter zu fin- 
den ist), veröffentlichen wir im folgen- 
den einen kurzen Beitrag für die türki- 
schen Kollegen. 


ISCI ARKADAŞLAR! 

Mart-nisan-mayis aylarinda her 
isyerindeisyeri temsileiligi seçimleri 
yapilacaktir. Seçilen işd arkadaşlar üc 
yil için isçilerin hak arama şavaş larin 
da seni temsil edecek, işten cikarma, 
akort yükseltme gibi son derece önamli 
konularda söz sahibi olacaklardir. Pa- 
tronlar haklarimizi rahat rahat yiyebil- 
mek için, temsilcilige işci düsmani, pa- 
trondan yana kisilerin secilmesini iste- 
mekte, bunun icin ellerinden geleni 
yapmaktadirlar. Öte yandan iscilerin 
birligini parçalamak güçlerini kirmak 
için Türk, Alman, Yunan, Italyan çeşitli 
milletlerden işçileri birbirini düşman 
etmeye çabalamaktadirlar. Işçi düşman- 
larinin bütün bu oyunlarini suya düşüre- 
lim seçimlere her millerten işçiler sen- 
dikalarimizin önderliğinde birlik halinde 
katilalim ve OYLARIMIZI, HAKLARIMIZI 
EN IYI SAVUMACAK, EN BILGILI VE 
EN CESUR ARKADAŞLARIMIZA 


VERELIM. 
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Gruplarin Asgari temsil edilmesi 


1) Iggller ve memurlar "Betriebsrat" 
ligt kararlagtirdigi ölçüde temsil et- 
medirler, eger en azindan üç üyeliktir. 

2) Gruplar asgari en azindan olarak: 

50 kisilik guruba bir temsiki 
51 ila 200 kigilik guruba 2 temsilci 
201 ila 500 kisilik guruba 3 temsilci 

501 ila 900 kisilik guruba 4 temsilci 
900 ila 2000 kisilik guruba 5 temsilci 
2001 ila 4000 kisilik guruba 6 temsilci 
4001 ila 8000 kisilik guruba 7 temsilci 
8001 ila 13000 k guruba 8 temsilci 
13001 ila 19000 kisilik guruba 9 temsilci 


19001 ila 25000 kisilik guruba 10 temsilci 


25000 üzerinde ki guruba 11 temsilci. 


3) Asgari gurup hicbir temsiki bulunduramaz, 


Eger beş icsi gurubu iş yennin ig alan- 
larin yüzde yirmisinden az işçi temsilci 
gikaramazlar. 


Kollegen! 


In den Monaten März, April und Mai fin- 
den in jedem Betrieb Betriebsratswahlen 
statt. 

Die zum Betriebsrat gewählten Arbeiter 
werden in den folgenden 3 Jahren die Kol- 
legen in den Kämpfen um ihre Rechte un- 
terstützen, z.B. in den Fällen von Ent- 
lassungen und Akkorderhöhungen. 

Der Arbeitgeber dagegen tut alles, um un- 
sere Rechte einzuschränken; so versucht 
er auch, Arbeiterfeinde zum Betriebsrat 
wählen zu lassen. Damit will der Arbeit- 
geber die Solidarität der Arbeiter zer- 
stückeln. 

Um die Kraft der Arbeiter zu schwächen, 
versucht er, Türken, Deutsche, Griechen, 
Italiener und Arbeiter anderer Länder auf- 
einander zu hetzen. 

Deshalb müssen wir die Feinde der Arbei- 
ter und deren Tricks beklimpfen und einen 
Betriebsrat aus den Kollegen aller vertre- 
tenen Länder wählen und nur dem unsere 
Stimme geben, der unsere Rechte am er- 
fahrensten und mutigsten verteidigt. 


(Im Anschluß sind die Bestimmungen für 
die Vertretung der Minderheitengruppen 
nach dem neuen Betriebsverfassungsge- 
setz abgedruckt). 


sı0 
Vertretung der Minderheitsgruppen 
1) Arbeiter und Angestellte müssen ent- 
sprechend ihrem zahlenmäßigen Ver- 
hältnis im Betriebsrat vertreten sein, 
wenn dieser aus mindestens drei Mit- 
gliedern besteht. 


2) Die Minderheitsgruppe erhält minde- 
stens bei 
bis zu 50 Gruppenangehörigen 1 Vertreter 


51bis200 " 2" 
201 bis 600 " Su 
601 bis 1000 " a" 

1001 bis 3000 " 5" 
usw. 


3) Eine Minderheitsgruppe erhält keine 
Vertretung, wenn ihr nicht mehr als 
fünf Arbeitnehmer angehören und diese 
nicht mehr als ein Zwanzigstel der Ar- 
beitnehmer des Betriebs darstellen. 


DasKapital und sein 
„schrägen Ottos” 


Zur Situation bei der WU schrieben wir 
im letzten Weichensteller, für die Ka- 
pitalisten haben die Kollegen einzig und 
allein die Aufgabe, möglichst 
viel Arbeit für mög- 
lichst niedrigen Lohn 

zu leisten. Denn davon hängt 

der Profit der Kapitalisten ab. Für die 
Richtigkeit dieser Feststellung garan- 
tieren die "schrägen Ottos" in Halle 78. 
Dieses "saubere" Unteroffizierspärchen 
des Kapitals ist unermüdlich, schräge 
Praktiken anzuwenden. Wenn es z.B. 
darum geht, Wartezeiten oder Zeiten, 
die für Transporte angefallen sind, zu 
verrechnen. Fordern die Kollegen die Mi- 
nuten, versuchen sie zu behaupten, da- 
für gibe es keine. Daß aber viel Warte- 
zeiten anfallen, ergibt sich schon des- 
halb, weil man alle neuen Schweißma- 
schinen nach Siegen geschickt hat und 

in der WU nur die alten zurückgeblie- 
ben sind. Damit aber diese und die all- 
gemein herrschende schlechte arbeits- 
technische Situation ohne Verluste für 
das Kapital und zu Lasten der Kollegen 
ausschlägt, versuchen Otto und Otto Mi- 
nuten für das Kapital zu sparen. Auch 
sonst ist immer ein Otto zur Stelle und 
treibt an:""Wie lange dauert es denn noch?" 
"Seid ihr nicht bald fertig?" Insbeson- 
dere versuchen sie, die ausländischen 
Kollegen einzuschüchtern, um die Kolon- 
nen zu spalten und sie gegeneinander aus- 
zuspielen. Der jüngere Otto beherrscht 
sogär zwei Methoden. Entweder tritt er 
als "Otto der Starke" auf oder, wenn er 
damit nicht durchkommt, macht er auf 
weinerlich, 

Nein, Kollegen, darauf darf man sich 
nicht einlassen. Diesen beiden Meistern, 
die sich zum willigen Werkzeug des Ka- 
pitals machen, bloß weil sie Angestell- 
te sind, und weil sie ein Monatsgehalt 
bekommen, muß solidarisch entgegenge- 
treten werden. Ihnen muß klargemacht 
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werden, daß sie die Drecksarbeit für das 
Kapital verrichten, die sich im Endeffekt 
gegen sie selbst richtet, denn auch Mei- 
ster und Angestellte gehören der Arbei- 
terklasse an. 

Das gilt auch für Meister und Schieber, die 
nicht unbedingt "schräge Ottos" sind. Es be- „ 
trifft z.B. die Kollegen, die aufgrund der 7 
Selbstverrechnung von den Kollegen zum . 
Schieber gewählt worden sind. Jetzt aber 
nicht mehr im Interesse der Kollegen han-  @ 
deln. Auch sie machen sich zum Werkzeug 

der Kapitalistenparole, möglichst 

viel Arbeit für möglichst 
niedrigen Lohn. Dazu gehört 

auch der Einfall von Otto und Otto, an den 
Stempeluhren Posten zu beziehen. Nicht 

genug, daß versucht wird, den Arbeitstag 

von 8 auf 10 Stunden auszudehnen und sich 

die Kollegen aufgrund der schlechten Lohn- 
situation darauf einlassen müssen, sollen 

die Koliegen auch noch daran gehindert 

werden, pünktlich Feierabend zu machen. 

Der weite Weg zu den Garderoben soll zum 
unbezahlten "Privatvergnügen"' der Kolle- 

gen werden. "Otto der Jüngere " macht na- 
türlich auf weinerlich und sagt, das kime q, 
alles von oben. 

Hier kann man natürlich einwenden, daß in 
Fragen der Betriebsordnung auch der Be- 
triebsrat ein Wörtchen mitzureden hat. 

Ja, Kollegen, wo bleibt der Betriebsrat? 

Dieser scheint sich seiner Wiederwahl so 

sicher zu sein, daß er glaubt, ihn gingen 

die Vorgänge in Halle 78 nichts an. Klar 

ist aber, daß der Betriebsrat auch für die 
Einhaltung der Betriebsvereinbarungen 

über die Selbstverrechnung zuständig ist. 
Darüber hinaus auch, warum das saubere 
Pärchen in Halle 78 versucht, dem zuwi- 

der zu handeln. Für uns, die Kollegen in 

Halle 78, gilt also solidarisch, den schrä- 

gen Typen entgegenzutreten und den Be- 
triebsrat aufzufordern, seinen-Pflichten 
nachzukommen. 


Britischer 


Bergarbeiterstreik- 
Ein Sieg der Solidarität 


Im letzten Monat hat die englische Arbei- 
terklasse durch den erfolgreich geführten 
Streik der Bergarbeiter einen wichtigen 
Teilsieg errungen, der beispielhaft ist für 
alle Kollegen in Europa. Denn dieser Er- 
folg wurde unter ungünstigen Bedingungen 
erzielt, nachdem die Arbeitgeber den For- 
derungen der Bergleute nach differenzier- 
ten Lohnerhöhungen um durchschnittlich 
25 % das aufreizende Angebot von 7,5 % 
entgegengestellt hatten. Die Arbeiter setz- 
ten sich durch: Am Ende genehmigte die 
staatliche Kohlenbehörde unter dem Druck 
der Streikereignisse durchschnittlich 20 % 
Lohnerhöhung. Die reaktionäre Regierung 
Heath hatte eine schwere Schlappe erlit- 
ten. 


Um aber den Erfolg der britischen Kolle- 
gen richtig zu beurteilen, muß man wissen, 
wie es den Bergarbeitern yor der neuen 
Lohnkampfrunde ging. 

Die britischen Bergarbeiter sind in ihren 
Lebensbedingungen seit Jahren besonders 
schlecht gestellt. Nach dem 2. Weltkrieg 
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noch an der Spitze aller Industriearbeiter, 
sind ihre Löhne immer weiter hinter den 
dringendsten Notwendigkeiten der Lebens- 
haltung zurückgeblieben. Diese Lage hat- 
te sich in den letzten beiden Jahren weiter 
verschärft, In dieser Zeit stiegen in Groß- 
britannien die Lebenshaltungskosten um 20 %, 
aber die Bergarbeiter verdienten nach wie 
vor monatlich etwas über DM 600,-- über 
Tage, bis zu DM 960,-- bei der Plackerei 
unter Tage. Dabei hat sich die Förderlei- 
stung des einzelnen Arbeiters von 1958/ 
1971 verdoppelt, die Belegschaften wurden 
im gleichen Zeitraum um 2/3 verkleinert. 
Im letzten Jahr mußten unsere britischen 
Kollegen - nicht nur im Bergbau - um nur 
auf ihr nötigstes Geld zu kommen, durch- 
schnittlich 7 1/2 Stunden wöchentlich Über- 
stunden machen. Gleichzeitig jedoch saßen 
Anfang 1972 über 1 Million Kollegen ar- 
beitslos auf der Straße, ein trauriger Re- 
kord in der Nachkriegszeit. 

Wer weiß, daß die britische Kohleindu- 
strie ebenso wie die Stahlfabriken seit dem 
Kriege verstaatlicht ist, wird sich nun die 
Frage stellen, warum sich durch diese 


Verstaatlichung die Lage der Arbeiter 
nicht entscheidend gebessert hat. Warum 
müssen die britischen Kollegen im ver- 
staatlichten Bergbau mit derselben Ener- 
gie und Zähigkeit um ihre Löhne kämpfen 
wie gegen die direkten Vertreter der Ka- 
pitalistenklasse in der Privatindustrie? 
Diese Frage ist leicht zu beantworten, wenn 
man die Verflechtung der verstaatlichter 
Bergbauindustrie mit den kapitalistischen 
Konzernen kennt. Auch die verstaatlichte 
Industrie ist gezwungen, aus ihren Arbei- 
tern das letzte um des Profits willen her- 
auszuholen. Der britische Bergbau macht 
seit 1966 einen Jahresprofit von durch- 
schnittlich 27 %. Wohin fließt aber der Ge- 


winn? Die Arbeiter wissen: In ihre Tasche 
nicht, sie sehen davon keinen Pfennig. Wo- 
hin dann? 

Durch vertragliche Vereinbarungen ist der 
verstaatlichte Bergbau gezwungen, für die 
Entschädigung der bankrottgegangenen 
früheren Besitzer, vor allem aber für Kre- 
ditrückzahlungen an die 5 größten Banken 
zu hohen Zinsen, mehr als den erwirt- 
schafteten Profit wieder herauszugeben. 
Allein im Jahre 1971 zogen die größten 
Banken des Landes einen Zinsprofit von 
über 1 Milliarde DM aus der verstaatlich- 
ten Kohleindustrie. Das heißt nichts ande- 
res, als daß die Kumpel in England mit ih- 
rer Hände Arbeit die Profite der Banken 
und der mit ihnen verflochtenen Privatin- 
dustrien schaffen, obwohl sie selbst in-ei- 
nem verstaatlichten Unternehmen arbeiten. 
Auch diese verstaatlichte Ipdustrie 

muß sich also an die Gesetze der Pro- 
fitwirtschaft anpassen. 

Durch ihre Streikaktionen seit Ende des 

2. Weltkrieges haben die britischen Berg- 
und Stahlarbeiter oft genug bewiesen, daß 
sie auf den Verstaatlichungstrick nicht her- 
einfallen. Kein Wunder, sie verspüren 
ebenso wie unsere Kollegen in Deutschland, 
die in Bundeskonzernen arbeiten, am eige- 
nen Geldbeutel, daß alles beim Alten ge- 
blieben ist. 

Wie haben es nun die britischen Bergarbei- 
ter in ihrem zweimonatigen Streik erreicht, 
schließlich erfolgreich zu bleiben? 


Ihr Lohnkampf zielte vor allem auf die 
Beseitigung der riesigen Lohnunterschie- 
de zwischen den einzelnen Arbeitsarten. 
Gegen die Verzögerung der eigenen Ge- 
werkschaftsführung wurde er von der Ba- 
sis her organisiert. Damit 
gelang es, die Arbeiter unter Tage und 

die Arbeiter über Tage zusammenzuschlies- 
sen. Die Lohnforderungen der britischen 
Bergbau-Gewerkschafter waren also am 
aöchsten für ihre schlechtbezahlten Kol- 
legen: Es waren keine Forderungen in 
Prozenten, bei denen die alten Unter- 
schiede nur fortgeschrieben werden. 

Von vornherein drohte die konservative 
Regierung den streikenden Arbeitern mit 
Entlassungen, die angeblich als Folge der 
Streiks nicht zu vermeiden seien. Aber 
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davon ließen sich die Arbeiter nii 
schüchtern, Sie wußten, daß 

zen schon vorher im Rahmen wei 
tionalisierungsmaßnahmen geplant wi 


Sie wußten auch, daß ein Streik bei 1 
lion Arbeitsloser besonders en 
sein würde, aber sie wußten ebens« 

ein Sieg der Regierung gegen die Arbei- 
ierklasse in der Zeit der schwersten 
wirtschaftlichen Krise die Bereitschaft 
aller britischer Arbeiter lähmen würde, 
weiter um den Erhalt ihrer materiellen 
Lebensbedindungen zu kämpfen. Diesen 
Kampf zunehmend zu behindern, ist auch 
Aufgabe des 1971 vom Parlament verab- 
schiedeten Anti-Gewerkschafts-Gesetzes, 
das traditionelle gewerkschaftliche Rech- 
te weitgehend einschränkt. Mit ihrem Er- 
folg haben nun die britischen Bergarbei- 
ter im Namen der gesamten Arbeiterklas- 
se des Landes demonstriert, daß sie sich 
auch durch das neue Gesetz nicht davon 
abhalten lassen, ihre Forderungen soli- 
darisch durchzusetzen. 

Obwohl der dem DGB-Dachverband ver- 
gleichbare TUC es nicht gewagt hatte, 

sich offen mit den Forderungen der Berg- 
bau-Kollegen zu solidarisieren, stand die 
gesamte britische Arbeiterklasse hinter 
den Bergbau-Kollegen: Vor allem auch die 
Frauen der Bergarbeiter. Die eigentliche 
Streikfront, die von den Streikposten bis 
vor die Kraftwerke ausgedehnt wurde, er- 
gänzten die britischen Hafenarbeiter, die 
Seeleute und die Eisenbahner, die den 
Transport von Kohle boykottierten. Diese 
breite Streikfront hielt auch dem Druck der 
bürgerlichen Massenzeitungen stand, die 
das Schreckgespenst kalter, unbeleuchteter 
Krankenhäuser an die Wand malten und die 
öffentlich abgegebene Versicherung der 
Bergarbeiter unterschlugen, die Versorgung 
von Krankenhäusern und anderen lebens- 
wichtigen Einrichtungen werde auf alle Fil- 
le gewährleistet. Es gelang den bürgerli- 
chen Massenblättern jedoch nicht, mit ih- 
rer abenteuerlichen Propaganda die Arbei- 
terklasse zu spalten. 

Der Kampf der britischen Bergarbeiter hat 
uns auch zum ersten Male in Deutschland 
gezeigt, daß der Kampf gegen das Kapital 
international ist und internationale Solida- 
rität erfordert. So sahen auch bei uns 


die IG-Bergbau, die IG-Metall und die ÖTV 
von zahlreichen Vertrauensleutekörpern 
und Betriebsräten aufgefordert, ein Hin- 
tertreiben des gewerkschaftlichen Kampfes 
in Großbritannien durch Kohlelieferungen 
aus Deutschland zu verhindern. 
Was folgt aus diesem großen Teilerfolg 
der englischen Arbeiterklasse? Schon jetzt 
ist abzusehen, daß gegen den Widerstand 
der Regierung weitere Industriegewerk- 
‚schaften ihre berechtigten Lohnforderun- 
gen anmelden und durchsetzen werden, 
auch dann, wenn jetzt das Anti-Gewerk- 
schafts-Gesetz mit allen Bestimmungen 
~ endgültig in Kraft tritt: Verbot von sponta- 
z nen Streiks, 60 Tage Streikverbot nach er- 
T folgtem Streikbeschluß, Verbot gewerk- 
‚chaftlicher Solidarität gegen Streikbre- 
her. 
Aber auch gegen diesen Versuch, ge- 
werkschaftliche Rechte abzuwürgen, wer- 
den die englischen Arbeiter weiterhin 
solidarisch für ihre Forderungen kämp- 
fen. 
Sie haben damit uns deutschen Kollegen ge- 
zeigt, was uns in den nächsten Jahren ei- 
ne gute Lehre sein wird: 
Steigende Arbeitslosigkeit und Inflation be- 
hindern keineswegs einen erfolgreichen 
Kampf der gesamten Arbeiterklasse, son- 


„Veru nice! 
Samı, als Kor 
lich Immer Mi 


dern machen ihn nur noch notwendiger. 
Nur im breit und solidarisch geführten 
Kampf aller Arbeiter können Arbeitslosig- 
keit und Lohnraub wirkungsvoll bekümpft 
werden, die im Kapitalismus nur zwei 
Seiten der gleichen Medaille sind. 


Teure Unfälle- 
für wen? 


| 650.000,-- DM kosteten laut Hoferich- 

~ ter die Arbeitsunfälle im Jahre 1971 der 
DWM/WU, und er stellte weiter fest, 
daß eine bessere Unfallverhütung billi- 
ger gewesen wäre. Die von Hoferichter 
angegebene zahlenmäßige Steigerung der 
Unfälle beträgt etwa 5 %. Dazu muß man 
sehen, daß der Produktivitätszuwachs 
1971 je Arbeitsstunde und Werktätiger 
um 3,5 % gestiegen ist. Daran sieht man, 
daß die Unfallrate nicht nur im Verhält- 
nis zur Steigerung der Ausbeutung, son- 
dern noch darüber hinaus steigt. 
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STEIGERUNG DER AUSBEUTUNG = 
STEIGERUNG DER UNFÄLLE! 

In welchem Verhältnis Ausbeutung und 
Unfälle stehen, beweist auch nachstehen- 
de Statistik. Denn in dem Maße, wie der” 
Kapitalismus floriert (Krise und Konjunk- 
tur), fällt oder steigt die Unfallrate. Das 
beweist, daß die Kapitalisten nur auf 
Profit aus sind und zu keiner Zeit mehr 
für die Gesundheit und Unversehrtheit 
der Werktätigen leistet, als es diese 
selbst erkämpfen. 


Wie gefährlich istder 


Arbeitsplatz? 


Häufigkeit se 
Pr 
Ex; 


[ropier vorar 


tes 


Aebotsunäl je1000 Vol- 
ern d gemeri Derulsgensusen. 


Teure Unfälle 


Die Zahl der Beschäftig- 
ten ist in den Jahren von 
1967 bis 1970 nur um 5,8 
Prozent gestiegen. Um 14.4 


Milliarden DM. Fachleute 
schätzen: Die Betriebe 
wurden durch Unfallfolge- 


Enenie 


kosten in gleicher Höhe be- 
lastet. Für die Wirtschaft 


Be] 
° 
Der neben der Statistik stehende Artikel der Betroffenen oder deren verantwortli- . 
aus der "BZ" redet nur vom Schaden chen Vorgesetzten, der selbst Werktäti- $ 
für das Kapital. Von den Schäden, die ger ist, gelöst. a 
die Werktätigen und ihre Familien durch Die nachträgliche Schuldfrage ist aber nur 
Verminderung der Arbeitskraft oder zweitrangig. Wichtig ist, daß Unfälle ver- 
sr tödliche Unfälle ei ” hindert werden. Weil aber eine richtige 
ort. Von Verantwortlichkeit wird natür- Yafa llverhütung den Profit des Kapitals 
lich auch nicht gesprochen. Der Grund da- r 
3 schmälert, geht es nicht mit mahnenden 
für ist, daß für eine einfache Körperver- 
Worten a la Hoferichter, sondern nur mit 
letzung eine Strafe bis zu drei Jahren Ge- poron 
füngnis verhängt werden kann. Weil aber ee 
die Klassenjustiz dann die ganze Kapita- KAMPF GEGEN DIE ARBEITSHETZE ji 
listenklasse einsperren müßte, gibt es KAMPF GEGEN DAS GEWISSENLOSE 
in den meisten Fällen nicht einmal eine EINSETZEN UNSERER ARBEITSKRAFT 
Geldstrafe. Die Schuldfrage wird entwe- KAMPF GEGEN DIE STEIGENDE UNFALL- 
der überhaupt nicht oder wenn, zu Lasten GEFAHR. 
Inda KG o 


hat Schwindsucht 


Seit Umstruktuierung der WU leidet die 


waren, noch etwas dazuzuverdienen, Das Ar- 
gument für diese Entlassungen war, diese Ent- 
lassungen erhalten den Arbeitsplatz von jün- 
geren Kollegen, die sonst hätten entlassen, 
werden müssen. In Wirklichkeit aber ist für 
die zwar alten, aber noch produktiven Kolle- 
gen ein zweiter Geschäftsführer, dessen Pro- 
duktivität keinem einsichtig ist, bestallt wor- 
den. Ein Geschäftsführer, von dem der Ober- 
meister Trenn einmal sagte (sinngemäß), 

er bringe die (nicht Pleitesucht) Schwind- 


Inda KG an Schwindsucht., auch wenn es das 
Kapital und seine Vertreter vornehmer und 
verlogener als Gesundschrumpfen bezeich- 
nen. Zur Zeit ist die Zahl der inda-Beschäf- 
tigten auf ca. 140 - 150 geschwunden. 28 
Kolleginnen und Kollegen sind an die WU 
verschoben worden und andere sogenannte un- 
produktive Kräfte entlassen. Bei diesen soge- 
nannten "unproduktiven Kräften" handelte es 
sich um Kollegen, die als Rentner gezwungen 
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sucht vom Automatenbau mit sich. Die 
Schwindsucht ist auch bei den Aufträgen 
für den Instandsetzungsbetrieb eingetre- 
ten. Der Kompressorenbau z.B. sucht ei- 
gene Schlosser. 


ui Kältekompressoren GmbH 


Wir suchen zum nächsten Termin 


'Werkzeugmacher 
Maschinenschlosser 
Reparaturschlosser 
Maschinenarbeiter 
Lagerarbeiter 


Bitte besuchen In unserer Personal- 
abteilung In der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr 
oder rufen Sie uns an: 41 2011 App. 281 


Herta 12, Hbendann 19-19 


© 


Es ist an der Zeit, daß sich der Betriebs- 
rat wieder einmal den $ 43 Betriebsverfas- 
gungsgesetz (Regelmäßige Betriebs- und Ab- 
teilungsversammlungen) anguckt. Denn nicht 
drei Betriebsversammlungen wie 1971, son- 
dern vier sind gesetzliche Vorschrift. Dann 
haben die beiden Geschäftsführer auch Ge- 
legenheit, einmal näher Auskunft zu geben, 
wohin sie die Geschäfte führen. Es ist an 


der Zeit, daß das genauer gesagt wird. Man 
kann natürlich sagen, der Rote Weichenstel- 
ler will Unsicherheit säen und alles sei in 
bester Ordnung, man suche sogar neue Leu- 
te. 


Wir stellen sofort ein 
Vergari 


craribeiter 


für Moschin 
mit Hydraulik- 


ungstchileger 
Dauschlosser 


Bei Eignung können wir eventuelle Wohnungswünsche 
erfüllen, 


ung In der Zei von 
Uns an, 1 20 11, App. 303. 


Inda Kommaunditgesellschaft 
Industrieanlagen Eichborndamm GmbH & Co. 


1 Berlin 52 (Borsigwalde), Eichborndamm 105—127 


Diese Anzeige kann auch ein Täuschungs- 
manöver sein und die Unsicherheit hat 
die Geschäftsführung selbst verursacht. 
Es hat den An- 
schein, als versuche sie Massenentlassun- 
gen zu vermeiden, um einen Sozialplan zu 
entgehen. Wenn dem nicht so ist, soll end- 
lich für die Kollegen Klarheit darüber be- 
stehen. 


Die Betriebsräte haben nur die halbe Wahr- Kr 
heit erkannt: Nicht nur, wenn er selbst 
gewählt werden will, kümmert sich Klaus 
Schütz um ihre Probleme, sondern auch, 
wenn es um die Wahl unserer Betriebsrä- 


Zu sogenannten Arbellsessen 


Smpfine der Regierende Bür- te geht, 
goons uue oane Sa Denn je mehr Betriebsräte gewählt werden, 
BMAG, Wagron die noch in der Illusion verfangen sind, 
Pe a Ps bea a Schütz und andere SPD-Führer würdën Ar- 
men aktuelle Fragen der Ber- beiterinteressen vertreten (sonst würden N f 
Beliberte,erkanmen anien dank sie ja arate mit Boia keinen $ 
bar an, ds positiven Sinn jewinnen, oder war es 
Der at nur des Eisbeins wegen?) , desto schlech- . 
ter wird es um die Vertretung unserer In- 7 
EEEE teressen im Betrieb stehen. Der SPD-Senat G] 
will Streiks um höhere Löhne und bessere 
Arbeitsbedingungen verhindern, und diese 
Ruhe soll ihm und den’Kapitälisten SPD- 
Betriebsräte und -Betriebsgruppen garan- 
tieren, 
o 
oe 
l 
VERANTW. :D. LÄPPLE, 1 BERLIN 10 - POSTF. 100 433 TEL. 781 35 21 
POSTSCHECKKONTO: BERLIN-WEST 250 707 (Di. und Do. 17-19 Uhr) 


EIGENDRUCK IM SELBSTVERLAG 
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